Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 3886 


Der Bundesminister des Innern 
5600-3237/52 


Bonn, den 12. November 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Beschluß des Bundestages in der 206. Sitzung vom 
24. April 1952 - Nrn. 3261, 1648 der Drucksachen - 
Maßnahmen für Kriegssachgeschädigte 

Der Bundestag hat in seiner 206. Sitzung vom 24. April d. J. 

den Beschluß gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. im Bundesministerium des Innern für eine organisatorische und 
personelle Verstärkung des mit den Fragen der Kriegssachgeschä- 
digten befaßten Referats zu sorgen; 

2. einen Beirat der Fliegergeschädigten einzurichten, der als Insti- 
tution dem Flüchtlingsbeirat der Länder entspricht; 

3. den kriegsbedingten Evakuierten Fahrpreisermäßigung zu ge- 
währen, mit dem Ziel, sie den Vertriebenen gleichzustellen." 

Ich gestatte mir, hierzu folgendes mitzuteilen: 

1. Dem Beschluß zu 1. ist dadurch Rechnung getragen worden, daß 
die Stelle des Referatsleiters von Alb nach Ala gehoben und 
eine A 3 b-Stelle zusätzlich geschaffen wurde. Im Nachtragshaus- 
halt 1952 ist außerdem eine A 2 b-Stelle angefordert. Auf die- 
sem Wege ist auch eine wesentliche organisatorische Verbesse- 
rung Im Referat möglich geworden. 

2. Auf Grund einer Vereinbarung mit dem Zentralverband der 
Fliegergeschädigten, Evakuierten und Währungsgeschädigten 
in Stuttgart, dem neben dem Zentralverband der Haus- 
und Grundbesitzer e. V., Düsseldorf, größten Interessen- 
verband der einheimischen Geschädigten, stehen die füh- 
renden Persönlichkeiten dieses Verbandes mit mir und dem zu- 
ständigen Referat in meinem Hause In ständiger Verbindung 
und in einem fortlaufenden Meinungsaustausch. Entsprechendes 
gilt hinsichtlich des Zentralverbandes der Haus- und Grund- 
besitzer e. V. Durch die Sicherstellung dieser dauernden Ver- 
bindung mit den Kriegssachgeschädigten ist dem Verlangen einer 
Beiratsbildung praktisch und Im Ergebnis entsprochen. 

3. Die Durchführung der Fahrpreisermäßigung für Evakuierte er- 
folgt jetzt gemäß dem gemeinsam mit dem Herrn Bundes- 
minister der Finanzen herausgegebenen Rundschreiben an die 
Landesregierung vom 24. April d. J. (Abdruck ist beigefügt). 
Wesentliche Sdiwlerlgkeiten In der Durchführung des Rund- 
schreibens sind jetzt nicht mehr aufgetreten. Die Evakuierten 
erhalten die SOVoIge Fahrpreisermäßigung zum Besuch ihres 
Heimatortes unter denselben Voraussetzungen wie die Heimat- 
vertriebenen. 

In Vertretung 
Bleck 
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Der Bundesminister des Innern 

— 5608 — 2/2887/1952 — Bonn, den 24. April 1952 

Der Bundesminister der Finanzen 

— II C 4713 a — 17/ 52 — 


Gemeinsames Rundsdireiben 


An die 

Landesregierungen 
Nachrichtlich: Berlin 

Betr.: Fahrpreisermäßigung für Evakuierte 
auf der Bundesbahn 

Anlage: 1 

Seitens der Evakuierten ist fortlaufend ge- 
fordert worden, ihnen eine gleiche Fahrpreis- 
ermäßigung, wie sie den Heimatvertriebenen 
bewilligt worden ist, zuzugestehen. Die Fahr- 
preisermäßigung für Evakuierte ist auch wie- 
derholt Gegenstand der Erörterungen in den 
zuständigen Ausschüssen des Bundestages und 
in der Bundesregierung gewesen. 

Da wir den Wunsch der Evakuierten nach 
Gleichstellung mit den Heimatvertriebenen 
ln bezug auf verbilligte Reisen in ihren Hei- 
matort und zurüdc als berechtigt anerken- 
nen, erklären wir uns bereit, wenn die Be- 
zirksfürsorgeverbände des gegenwärtigen 
Wohnorts Fahrkostenzusdiüsse an Evakuierte 
gewähren, solche als außerordentliche Bei- 
hilfen gemäß § 9 Abs, 2 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes in der Fassung vom 21. August 
1951 (BGBl. I S. 779) als verrechnungsfähig 
im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe anzuerken- 
nen. Voraussetzung für die Verrechnungs- 
fähigkeit ist, daß die Bezirksfürsorgeverbände 
die über die Hälfte des gewöhnlichen Fahr- 
preises hinausgehenden Fahrkosten unter den 
gleichen Bedingungen übernehmen, wie sie 
nach dem Schreiben des Bundesministers für 
Vertriebene vom 28. Dezember 1951 — IV 
2c — 9080 a — Tgb.-Nr. 19055/51 — für 
Helmatvertriebene gelten. 

Die Evakuierten sollen also denselben Fahr- 
preis tragen, wie er von den Vertriebenen 
gezahlt wird, nämlich je die Hälfte des ge- 
wöhnlichen Fahrpreises III. Kl. für die Hin- 
und Rüdefahrt. 


Die mit der Hauptverwaltung der Bundes- 
bahn geführten Verhandlungen haben in die- 
ser Frage zu folgender Regelung geführt: 

Die Evakuierten lösen für die Hin- und 
Rückfahrt je eine besondere Fahrkarte, aus 
welcher nur der von ihnen gezahlte Fahrpreis 
ersichtlich ist. 

Den auf die Bezirksfürsorgeverbände ent- 
fallenden Teil der Fahrkosten stundet die 
Bundesbahn im Rahmen ihrer Bestimmungen 
über das Stundungsverfahren. 

Die Hauptverwaltung der Bundesbahn hat 
sich bereiterklärt, bei Reiseentfernungen von 
über 100 km den Bezirksfürsorgeverbänden 
nicht die Hälfte des gewöhnlichen Fahr- 
preises, sondern die Differenz zwischen dem 
Fahrpreis einer Rückfahrkarte und der von 
dem Evakuierten gezahlten Hälfte des nor- 
malen Fahrpreises für Hin- und Rückfahrt in 
Rechnung zu stellen (Beispiel: Bei einer Ent- 
fernung von 115 km beträgt der gewöhnliche 
Fahrpreis für die einfadie Fahrt 8, — DM, 
für die Hin- und Rückfahrt 16, — DM, für 
eine Rückfahrkarte 14,40 DM. Der Evaku- 
ierte zahlt 2 X 4, — DM == 8, — DM, zu 
Lasten des Bezirksfürsorgeverbandes würden 
gehen 2 X 3,20 DM ~ 6,40 DM, Für Kinder 
von 4 bis 10 Jahren ermäßigen sich die Be- 
träge um je die Hälfte). 

Bei dieser Regelung sollen die Evakuierten 
weder bei einer Reiseentfernung bis zu 
100 km nodi darüber hinaus an die für Rück- 
fahrkarten bestehende Geltungsdauer von 
4 Tagen bzw. 2 Monaten gebunden sein. 

Die Inanspruchnahme der Fahrpreisermäßi- 
gung wird von der Bundesbahn von der Vor- 
lage einer von den Bezirksfürsorgeverbänden 
oder der von diesen beauftragten Stellen aus- 
gestellten Bescheinigung zum Bezug verbillig- 
ter Fahrkarten für Fahrten hilfsbedürftiger 
Evakuierter zum Besuch ihres Heimatortes 
abhängig gemacht. Ein Muster dieser Beschei- 
nigung liegt bei. Die Vordrucke können nur 
von den Landesregierungen und Bezirks- 
fürsorgeverbänden bei den Eisenbahn-Direk- 
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tionen bezogen werden. Vor Mitte Mai d. J. 
ist jedoch mit der Lieferung nicht zu rechnen. 

Als Stundungs- und Verrechnungsschein 
gilt für jede Reise je ein von der Fahrkarten- 
ausgabe abzutrennender Abschnitt der Be- 
scheinigung. Der gestundete Fahrpreis wird 
nach Abtrennung des Abschnittes in die am 
Ende des Abschnittes vorhandene Leerspalte 
von der Bundesbahn eingetragen. 

Bei den Verhandlungen hat die Bundes- 
bahn den dringenden Wunsch geäußert, im 
Interesse der Vereinfachung des Verfahrens 
die gestundeten Fahrpreise nur mit den Län- 
dern abzurechnen. Wir empfehlen, diesem 
berechtigten Wunsche zu entspredien. 

Die Geltungsdauer der Fahrpreisermäßi- 
gung ist auf den 31. Dezember 1953 festge- 
setzt; sie entspricht damit der für die Fahr- 
preisermäßigung für die Vertriebenen abge- 
änderten Frist. Von einer Verteilung der 
3 Reisen auf die Jahre 1952 und 1953 konnte 
abgesehen werden. 

Im Interesse des Geschäftsverkehrs würden 
wir es für vertretbar halten, für die Antrag- 
stellung eine Anschlußfrist festzusetzen, wie 
diese auch für die Anträge der Vertriebenen 
festgesetzt wurde. Im Fiinblick auf die er- 
strebenswerte Einheitlichkeit wird für den 
Fristablauf der 31. August 1952 empfohlen. 

Nach den vorstehenden Ausführungen 
würde der Bund mithin Fahrkostenzuschüsse 
als verrechnungsfähig anerkennen, wenn bei 
ihrer Gewährung folgende Punkte beachtet 
worden sind: 

1. Beihilfen können Evakuierten bis zum 
31. Dezember 1953 zu 3 Reisen vom ge- 
genwärtigen gewöhnlichen Aufenthaltsort 
in ihren Heimatort gewährt werden. Hin- 
und Rückfahrt zählen als eine Reise. 

2. Im Verkehr mit der Ostzone wird eine 
Beihilfe nicht gewährt. 

3. Die Beihilfe wird ferner nicht gewährt, 
wenn andere Kostenträger für die Reise- 
kosten aufzukommen haben. 

4. Verrechnungsfähig ist bei Reiseentfernun- 
gen bis zu 100 km der halbe gewöhnliche 
Fahrpreis, für Kinder von 4 bis 10 Jahren 


ein Viertel des gewöhnlichen Fahrpreises 
III. Kl. für Personenzüge. 

Bei Reiseentfernungen über 100 km ist 
verrechnungsfähig der Differenzbetrag 
zwischen dem Preis der Rückfahrkarte und 
dem halben gewöhnlichen Fahrpreis, für 
Kinder von 4 bis 10 Jahren der Differenz- 
betrag zwischen dem Preis der Rückfahr- 
karte für Kinder und einem Viertel des 
gewöhnlichen Fahrpreises III. Kl. für Per- 
sonenzüge. 

5. Außer den in der öffentlichen Fürsorge 
laufend unterstützten Personen können die 
Beihilfen auch gewährt werden: 

Ledigen und Alleinstehenden mit 
einem monatlichen Nettoein- 
kommen bis zu 120 DM 

Verheirateten ohne Kinder mit 
einem monatlichen Netto-Ein- 
kommen bis zu 180 DM 

Verheirateten mit Kindern mit 
einem monatlichen Netto-Ein- 
kommen bis zu 180 DM 

zuzüglich 30, — DM für jedes Kind, sofern 
der Antragsteller zum Unterhalt gesetzlich 
verpflichtet ist. Als Netto-Einkommen gilt 
das Brutto-EInkommen abzüglich der 
zu zahlenden Sozialversicherungsbeiträge 
(Pflichtbeiträge). 

6. In folgenden Fällen können die unter Zif- 
fer 5 festgesetzten Beträge bis zu 20 v. H. 
übersdirltten werden: 

a) bei längerer Arbeitslosigkeit oder Krank- 
heit des Haupternährers der Familie in- 
nerhalb der letzten 12 Monate, 

b) bel längerer Krankheit In der Familie In 
den letzten 12 Monaten, soweit zusätz- 
liche Aufwendungen gemacht worden 
sind, deren Aufbringung dem Familien- 
vorstand schwerfällt. 

Der Bundesminister des Innern 
Dr. Lehr 

Der Bundesminister der Finanzen 
Schaffer 
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Deutsche Bundesbahn 


Muster 


Gültig bis 31. Dezember 1953 


Bescheinigung Nr 

zuin Bezug verbilligter Fahrkarten für Fahrten hilfsbedürftiger Evakuierter zum Besuch ihres Heimatortes 

geh. am wohnhaft in 

(ausgesdiriebener Vor- und Familienname) 

von nadi 

(Bahnhof des jetzigen Wohnortes) (Bahnhof des Heimatortes) 

, den 


19 


Siegel 

Dienst- (Ausstellcnde Behörde) 


(Unterschrift) 

Diese Besdieinigung ist nicht übertragbar. Wer eine nidit auf seinen Namen lautende Bescheinigung benutzt, maciit sich strafbar. Die Be- 
scheinigung ist stets mitzuführen, auf Verlangen vorzuzeigen und nach Ablauf ihrer Gültigkeit bei der ausstellenden Behörde oder nadh 
Beendigung der letzten Reise mit der Fahrkarte abzugeben. Sie gilt für Personen über 16 Jahre nur in Verbindung mit dem amtlichen 
Personalausweis (Kennkarte). Mißbräuchlich benutzte Bescheinigungen werden nicht ersetzt. 


Von der Fka bei Lösung der Fahrkarte je einen Abschnitt abtrennen. 


Von der ausst. Behörde auszufüllen 


Land 


Von der ausst. Behörde auszufüllen 


Land 


Von der ausst. Behörde auszufüllen 


Land 

Bezirksfürsorgeverband 
Abschnitt zur Besdieinigung Nr. 


von 

Dienst- 

siegel 

nach 


von der Fka auszufüllen 


km DM Pf. 

(erhobener Fahrpreis/ 


Bezirksfürsorgeverband 

Abschnitt zur Bescheinigung Nr. 

Name 

Hinfahrt 

von 

Dienst- 

Siegel 

nach 


von der Fka auszufüllen 


km DM Pf. 

(erhobener Fahrpreis) 


Bezirksfürsorgeverband 

.Abschnitt zur Bescheinigung Nr. . 

Name 

Rüdefahrt 

von 

Dienst- 

Siegel 

nach 


von der Fka auszufüllen 


km DM Pf. 

(erhobener Fahrpreis) 


Von der ausst. Behörde auszufüllen 

Von der ausst. Behörde auszufüllen 

Von der ausst. Behörde auszufüllen 

Land 

Bezirksfürsorgeverband 

Absdinitt zur Bescheinigung Nr. 

Name 

Hinfahrt 

von ' 

Land 

Bezirksfürsorgeverband 

Abschnitt zur Bescheinigung Nr. 

Name 

Rüdefahrt 

von 

Dienst- 

Land 

Bezirksfürsorgeverband 

Abschnitt zur Bescheinigung Nr. 

Name 

Hinfahrt 

von 

Dion.Qt- 

Siegel 

nach 

Siegel 

nach 

Siegel 

nach 




von der Fka auszufüllen 

' von der Fka auszufüllen | 

von der Fka auszufüllen 

km DM Pf 

(erhobener Fahrpreis/ 

km DM Pf. 

i (erhobener Fahrpreis) 

km DM Pf. 

(erhobener Fahrpreis) 
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